
Rede anlässlich der Demo „Es reicht!“ am 20.8.2026 in Mainz

„Deutschland soll die konventionell stärkste Militärmacht Europas werden!“ – sagt unser 
Bundeskanzler und somit unsere Regierung.

Das kostet Geld. 

Während der sogenannte „Verteidigungsetat“ so hoch ist wie seit Ende des Kalten Krieges 
nicht mehr (120 Milliarden sind allein für 2026), die Neuverschuldung beispiellos ist, wird 
im Sozialbereich gekürzt, gespart, gestrichen.

=> Während das Eine (die Sozialausgaben) angeblich nicht mehr 
finanzierbar ist, fragt beim Anderen (der Militarisierung) keiner danach, was 
es kostet. Das ist so gewollt.

Friedrich Merz an anderer Stelle:
„Ich werde mich durch Worte wie Sozialabbau und Kahlschlag und was da alles kommt 
nicht irritieren lassen. […] Der Sozialstaat, wie wir ihn heute haben, ist 
mit dem, was wir volkswirtschaftlich leisten, nicht mehr finanzierbar.“ 

Die Hans-Böckler-Stiftung hält dagegen: „ Deutschland gibt rund 30 Prozent seiner 
Wirtschaftsleistung für soziale Leistungen aus - und liegt damit im europäischen Mittelfeld,  
nicht an der Spitze. Im Vergleich zur Wirtschaftsleistung sind die Ausgaben auch 
historisch nicht auffällig hoch. Simulationen für die künftige Entwicklung der 
Rentenversicherung ändern diesen Befund ebenso nicht.“

=> Das, was uns als unzumutbarer Batzen im Bundeshaushalt 
dargestellt wird, ist bei näherer Betrachtung also völlig im Rahmen!

Der Zusammenhang zwischen zunehmender Militarisierung bis hin zur 
Kriegstüchtigkeit und dem radikalen Abbau des Sozialstaates ist deutlich und nicht 
zu übersehen: kein Geld für Soziales – aber um in Rüstungsunternehmen zu 
investieren. 
Deutschland kauft 40% der Anteile an KNDS, einem deutsch-französischen Panzerbauer. 
Staatliche Investitionen in junge Unternehmen des Rüstungssektors werden 
vorangetrieben und sind strategisches Zeil (Quelle: Mainzer Allgemeine Zeitung, 
14.8.2026). 
Aber: dieser Zusammenhang wird von vielen verleugnet, ignoriert, verschwiegen. 
Deshalb ist es unsere Aufgabe, immer wieder darauf hinzuweisen, zu mahnen, zu 
erklären.
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• Die Ausgaben im Rahmen des Bundesteilhabegesetzes, das behinderten 
Menschen ein selbständiges und selbstbestimmtes Leben garantieren soll, werden 
halbiert.

• Der Umbau von Bürgergeld zu Grundsicherung geht einher mit einem üblen 
Sanktionskatalog, der die Kürzung der Leistung auf 0 vorsieht.

• Der Unterhaltsvorschuss soll nur noch bis zum Alter von 16 statt 18 gezahlt werden 
– das bringt Familien in Armut.

• Die Personalschlüssel in Kitas sollen verschlechtert werden.
• Das individuelle Recht auf Schulbegleitung für Kinder und Jugendliche soll 

aufgehoben werden.
• Junge Erwachsene sollen beim Übergang aus der Jugendhilfe nicht mehr in dem 

Maße unterstützt werden, wie das pädagogisch sinnvoll wäre.

=> Die Sozialverbände schlagen Alarm: „Wer bei Prävention kürzt, muss 
später umso mehr in Krisenintervention investieren.“ (PM der 
Spitzenverbände)

• Die Zuzahlung bei Medikamenten verdoppelt sich.
• Psychotherapieplätze für Kassenpatient*innen werden gekappt – und das in Zeiten, 

in denen Bedrohungsszenarien real vorhanden sind - wie der Klimawandel - aber 
eben auch herbeigeredet werden von einer Bundesregierung, die den Krieg will und 
nicht den Frieden.

Während die Bundesregierung aktuell die Ausgaben für Humanitäre Hilfen von 2 
auf 1 Milliarde Euro gekürzt hat, erhält die Ukraine 11,5 Milliarden Euro für Rüstung! 
Das verlängert den Krieg um Monate, Jahre und kostet viele, viele Menschenleben.

Und die Bundesregierung steht ja nicht alleine – sie steht Seit’ an Seit’ mit der EU, 
bestimmt maßgeblich deren Politik, die ebenso alles dafür tut, Kriege zu verlängern.

Deshalb schließen wir uns den Forderungen vom Bündnis Stop ReArm Europe an:

„Wir lehnen die Pläne der EU ab, zusätzlich 800 Milliarden Euro für Waffen 
auszugeben. Das sind 800 Milliarden Euro, die gestohlen werden. Gestohlen 
von Sozialleistungen, Gesundheit, Bildung, Arbeit, Friedensförderung, 
internationaler Zusammenarbeit […] und Klimagerechtigkeit. Davon 
profitieren nur die Waffenhersteller in Europa, den USA und anderswo. Es 
wird Kriege wahrscheinlicher machen und die Zukunft für alle unsicherer! Es 
wird mehr Schulden, mehr Sparmaßnahmen und mehr Grenzen mit sich 
bringen. Es wird  Rassismus verstärken. Es wird den Klimawandel 
vorantreiben. Wir brauchen keine weiteren Waffen; wir müssen uns nicht auf 
weitere Kriege vorbereiten. Was wir brauchen, ist ein völlig anderer Plan: 
echte, soziale, ökologische und gemeinsame Sicherheit für Europa und für 
die Welt.“  (Bündnis Stop ReArm Europe)

Krieg dem Kriege!
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